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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 31. Juli 2017 Teil I

122. Bundesgesetz: Insolvenzrechtsiinderungsgesetz 2017 — IRAG 2017
(NR: GP XXV RV 1588 AB 1741 S. 188. BR: AB 9876 S. 871.)

122. Bundesgesetz, mit dem die Insolvenzordnung, das Gerichtsgebiihrengesetz, das
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz und die Exekutionsordnung geindert werden
(Insolvenzrechtsinderungsgesetz 2017 — IRAG 2017)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1
Anderung der Insolvenzordnung

_ Die Insolvenzordnung, RGBI. Nr. 337/1914, zuletzt gedndert durch das Abschlusspriifungsrechts-
Anderungsgesetz 2016, BGBI. I Nr. 43/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 20 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Aufrechnung ist unzuldssig, wenn ein Insolvenzgldubiger erst nach der Eroffnung des
Insolvenzverfahrens Schuldner der Insolvenzmasse geworden oder wenn die Forderung gegen den
Schuldner, iiber dessen Vermogen das Insolvenzverfahren er6ffnet wurde, erst nach der Eroffnung des
Insolvenzverfahrens erworben worden ist. Das Gleiche gilt, wenn der Schuldner der Insolvenzmasse die
Gegenforderung zwar vor der Eroffnung des Insolvenzverfahrens erworben hat, jedoch zur Zeit des
Erwerbes von der Zahlungsunfiahigkeit des Schuldners, {iber dessen Vermogen in der Folge das
Insolvenzverfahren eroffnet wurde, Kenntnis hatte oder Kenntnis haben musste.*

2. § 43 Abs. 2 werden folgende Scitze angefiigt:
,Die Jahresfrist verldngert sich, wenn Insolvenzverwalter und Anfechtungsgegner dies vereinbaren. Die

Verldngerung darf nur einmal vereinbart werden und darf drei Monate nicht iibersteigen.*

3. In §47 Abs. 2 wird in Z 1 und 2 jeweils der Ausdruck ,,§ 46 Abs. 1 Z 1* durch den Ausdruck ,,§ 46
Z 1% ersetzt.
4. § 63 Abs. 1 lautet:

(1) Fiir das Insolvenzverfahren ist der Gerichtshof erster Instanz (Insolvenzgericht) zustdndig, in
dessen Sprengel der Schuldner im Zeitpunkt der Antragstellung sein Unternehmen betreibt oder mangels
eines solchen seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.*

5. Nach § 63 wird folgender § 63a samt Uberschrift eingefiigt:

»Zustindigkeit fiir insolvenznahe Verfahren

§ 63a. Das Insolvenzgericht ist fiir Klagen, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen
und in engem Zusammenhang damit stehen, sowie fiir andere zivil- oder unternehmensrechtliche Klagen,
die mit jenen im Zusammenhang stehen, ausschlieBlich zustindig. Dies gilt nicht, wenn der
Insolvenzverwalter in einen anhdngigen Rechtsstreit eintritt.*
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6. § 68 erhdlt folgende Uberschrift:
»Aufgeloste juristische Person*

7. Dem bisherigen Text des § 68 wird die Absatzbezeichnung (1) vorangestellt, folgender Abs. 2 wird
angefiigt:
»(2) Wird ein Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen einer aufgelosten juristischen Person oder

eingetragenen Personengesellschaft nicht eroffnet, weil das Vermdgen bereits verteilt wurde, so sind
dieser Beschluss und der Eintritt der Rechtskraft dieses Beschlusses 6ffentlich bekanntzumachen.*

8. § 73 Abs. 2 werden folgende Scitze angefiigt:

,Die Bestellung eines einstweiligen Verwalters und seine Befugnisse sind 6ffentlich bekanntzumachen;
§ 74 Abs. 2 Z 6 ist anzuwenden. Die Eintragung in der Insolvenzdatei ist nach Eintritt der Rechtskraft des
Beschlusses, mit dem der Antrag auf Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens abgewiesen wird, zu l6schen.*

9. § 74 Abs. 2 lautet:

,»(2) Das Edikt hat zu enthalten:

1. das Datum der Eréffnung des Insolvenzverfahrens,

2. das Gericht, das das Insolvenzverfahren erdffnet hat, und das Aktenzeichen des Verfahrens,
3. die Art des eroffneten Insolvenzverfahrens,
4

.bei einer eingetragenen Personengesellschaft oder einer juristischen Person die Firma,
gegebenenfalls frithere Firmen, die Firmenbuchnummer oder ZVR-Zahl, den Sitz und, sofern
davon abweichend, die Geschéftsanschrift des Schuldners sowie die Anschriften der
Niederlassungen,

5.bei einer natiirlichen Person den Namen, die Wohn- und Geschiftsanschrift und das
Geburtsdatum des Schuldners, gegebenenfalls die Firma und Firmenbuchnummer und frithere
Namen sowie, falls die Anschrift geschiitzt ist, den Geburtsort des Schuldners,

6. den Namen, die Anschrift, die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse des Insolvenzverwalters
und, wenn eine juristische Person bestellt wurde, der Person, die sie bei Ausiibung der
Insolvenzverwaltung vertritt, und ob dem Schuldner die Eigenverwaltung zusteht,

7. den Ort, die Zeit und den Zweck der ersten Glaubigerversammlung mit der Aufforderung an die
Glaubiger, die Belege fiir die Glaubhaftmachung ihrer Forderungen mitzubringen,

8. die Frist fiir die Anmeldung der Forderungen und die Aufforderung an die Insolvenzglaubiger,
ihre Forderungen innerhalb dieser Frist anzumelden,

9. die Aufforderung an die Aussonderungsberechtigten und Absonderungsgldubiger an einer
Forderung auf Einkiinfte aus einem Arbeitsverhiltnis oder auf sonstige wiederkehrende
Leistungen mit Einkommensersatzfunktion, ihre Aussonderungs- oder Absonderungsrechte
innerhalb der Anmeldungsfrist geltend zu machen,

10. eine kurze Belehrung tiber die Folgen einer Versdumung der Anmeldungsfrist und
11. den Ort und die Zeit der allgemeinen Priifungstagsatzung.*

10. In § 82 Abs. 1 werden die Worte ,Die Entlohnung betridgt in der Regel durch die Worte ,Die
Entlohnung betrdgt in der Regel 3 000 Euro zuziiglich* ersetzt und die Worte ,, , mindestens jedoch 2 000
Euro® aufgehoben.

11. In § 82a Abs. 1 werden die Worte ,betragt die Entlohnung des Insolvenzverwalters in der Regel*
durch die Worte ,betrdgt die Entlohnung des Insolvenzverwalters in der Regel 3 000 Euro zuziiglich®
ersetzt und die Worte ,, , mindestens jedoch 2 000 Euro* aufgehoben.

12. § 82¢ Z 3 lautet:

,,3. die Tatsache, dass der Insolvenzverwalter auf bestehende Strukturen des Unternechmens des
Schuldners zuriickgreifen konnte oder*

13. In §87a Abs. 1 Z 1 wird nach dem Wort ,Insolvenzglaubiger die Wortfolge ,,oder zu einer
Aufhebung des Insolvenzverfahrens mit Einverstindnis der Glaubiger® eingefiigt.

14. In § 98 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,dieser durch den Ausdruck ,,dieses™ ersetzt.
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15. § 103 Abs. 1 werden folgende Sitze angefiigt:

,Fur die Anmeldung soll das auf der Website der Justiz kundgemachte Formblatt verwendet werden.
Meldet ein Glaubiger seine Forderung auf anderem Wege als mithilfe des Formulars an, so muss seine
Anmeldung die darin genannten Angaben enthalten.*

16. § 103 werden folgende Abs. 4 und 5 angefiigt:

,»(4) Der Glaubiger hat auch anzugeben,

1. ob fiir die Forderung ein Eigentumsvorbehalt besteht und welche Vermdgenswerte Gegenstand
des Eigentumsvorbehalts sind sowie

2. 0b eine Aufrechnung beansprucht wird und wenn ja, die Betrdge der zum Zeitpunkt der
Eroffnung des Insolvenzverfahrens bestehenden gegenseitigen Forderungen.

(5) Der Glaubiger soll auch seine E-Mail-Adresse und seine Bankverbindung angeben.*
17.In § 104 Abs. 1 wird die Wendung ,.bestimmte, Stiick* durch die Wendung ,,bestimmte Stiick* ersetzt.

18. In § 120 Abs. 2 werden das Wort ,,Absonderungsberechtigten®, das Wort ,,Berechtigte* und das Wort
»>Absonderungsberechtigte* jeweils durch das Wort ,,Absonderungsglaubiger* ersetzt.

19. In § 121 Abs. 2 wird das Wort ,Er* durch das Wort ,,Es* ersetzt.

20. § 143 Abs. 1 lautet:
(1) Glaubigern, deren Rechte durch den Inhalt des Sanierungsplans keinen Abbruch erleiden,
gebiihrt kein Stimmrecht.*

21. Die Uberschr;'ft .Sechster Teil” wird durch die Uberschrift wSiebenter Teil* ersetzt; nach § 180a wird
folgender Sechste Teil eingefiigt:

sSechster Teil
Konzern

Zusammenarbeit und Koordination

§ 180b. Wenn Insolvenzverfahren iiber das Vermdgen von Mitgliedern einer Unternechmensgruppe
erdffnet werden, sind die Regelungen iiber die Zusammenarbeit und Kommunikation nach Art. 56 bis 60
EulnsVO sowie die Koordinierung nach Art. 61 bis 77 EulnsVO anzuwenden.

Genehmigungspflichtige Antriige und Handlungen
§ 180c. (1) Der Genehmigung des Glaubigerausschusses und des Insolvenzgerichts bediirfen:
1. Vereinbarungen im Sinne des Art. 56 Abs. 2 EulnsVO,
2. der Antrag auf Er6ffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens nach Art. 61 EulnsVO,

3. die Teilnahme oder Nichtteilnahme am Gruppen-Koordinationsverfahren nach Art. 64 Abs. 1
lit. a EulnsVO sowie ein nachtriaglicher Beitritt nach Art. 69 Abs. 1 EulnsVO und

4. die Abstimmung bei der Wahl des Gerichts fiir ein Gruppen-Koordinationsverfahren nach Art. 66
EulnsVO.

(2) Das Insolvenzgericht hat den Koordinator von den Glaubigerversammlungen zu verstindigen.

(3) Der Koordinator hat dem Gericht nach Art. 72 Abs. 1 EulnsVO zu berichten; der Verwalter nach
Art. 70 Abs. 2.

(4) Die anteilige Vergiitung des Koordinators ist eine Masseforderung nach § 46.“

22. Dem bisherigen Text des § 182 wird die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt, folgender Abs. 2 wird
angefiigt:
»(2) Ist ein anderes als das angerufene Gericht sachlich zustindig, so hat letzteres seine

Unzustdndigkeit in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen oder auf Antrag durch Beschluss
auszusprechen und die Sache an das sachlich zustédndige Gericht zu iiberweisen.

23. § 183 Abs. 2 entfillt; die Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeichnungen Abs. 2 bis 4, im (neuen) Abs. 2
entfdllt die Wendung ,und 2°; Abs. 4 (neu) lautet:

,,(4) Solange die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen, ist § 123a nicht anzuwenden.
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24. In §184 Abs. 1 entfillt die Wendung ,,, und fiir die Kosten eines nach § 195a fortgesetzten
Verfahrens®.

25. Die Uberschrift des § 189 lautet:
»Anfechtung®

26. In § 191 Abs. 1 wird der Betrag von ,,750 Euro® durch den Betrag von ,,1 000 Euro® ersetzt.
27.§ 193 Abs. 1 erster Satz lautet:

,,Der Schuldner kann bereits zugleich mit dem Antrag auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens oder danach
bis zur Authebung des Insolvenzverfahrens den Abschluss eines Zahlungsplans beantragen.

28. § 194 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»Bezieht der Schuldner in diesem Zeitraum voraussichtlich kein pfandbares Einkommen oder iibersteigt
dieses das Existenzminimum nur geringfiigig, so braucht er keine Zahlungen anzubieten.*

29. § 195a samt Uberschrift wird aufgehoben.

31. In § 199 Abs. 2 erster Satz wird die Wendung ,fir die Zeit von sieben Jahren™ durch die Wendung
Hfur die Zeit von finf Jahren* ersetzt.

32.In § 201 Abs. 1 werden nach der Z 2 folgende Z 2a und 2b eingefiigt:

»2a. der Schuldner wihrend des Insolvenzverfahrens nicht eine angemessene Erwerbstitigkeit
ausgeiibt oder, wenn er ohne Beschiftigung war, sich nicht um eine solche bemiiht oder eine
zumutbare Tétigkeit abgelehnt hat oder

2b. der Schuldner dem Vertretungsorgan einer juristischen Person oder Personengesellschaft
angehort oder in den letzten fiinf Jahren vor Eréffnung des Insolvenzverfahrens angehort hat und
im Insolvenzverfahren der juristischen Person oder Personengesellschaft die Auskunfts- oder
Mitwirkungspflicht nach diesem Gesetz vorsitzlich oder grob fahrldssig verletzt hat oder*

33. In §203 Abs. I zweiter Satz wird die Formulierung ,am Ende des Kalenderjahres“ durch die
Formulierung ,nach Ablauf der Abtretungserklarung* ersetzt; Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»Verteilungen haben bereits vorher stattzufinden, wenn hinreichendes zu verteilendes Vermogen
vorhanden ist, jedenfalls wenn eine Quote von zumindest 10% verteilt werden kann.*

33a. In § 210 Abs. 1 wird in Z 2 nach dem Wort ,,Zuwendung* die Wendung ,,0der als Gewinn in einem
Gliicksspiel eingefiigt; nach der Z 5 wird folgende Z 5a eingefiigt:

»da. dem Gericht und dem Treuhénder zu den vom Gericht festgelegten Zeitpunkten, mindestens
einmal im Jahr, Auskunft {iber seine Bemiihungen um eine Erwerbstétigkeit zu erteilen, wenn er
keinen, einen unpfiandbaren oder keinen den unpfandbaren Freibetrag iibersteigenden Bezug hat;
unterbleibt die Auskunft, so hat das Gericht dem Schuldner eine Nachfrist von zwei Wochen
einzurdumen, um die Auskunft zu erteilen;*

34. § 213, dessen Uberschriﬁ unverdndert bleibt, lautet:

»§213. (1) Nach Ende der Laufzeit der Abtretungserklairung hat das Gericht das
Abschopfungsverfahren, das nicht eingestellt wurde, fir beendet zu erkldren und gleichzeitig
auszusprechen, dass der Schuldner von den im Verfahren nicht erfiillten Verbindlichkeiten gegeniiber den
Insolvenzgliaubigern befreit ist (Restschuldbefreiung). Wenn ein Antrag eines Insolvenzgléubigers auf
vorzeitige Einstellung vorliegt, hat das Gericht die Entscheidung bis zum Eintritt der Rechtskraft dieses
Beschlusses auszusetzen und erst dann zu treffen, wenn der Antrag eines Insolvenzgldubigers auf
vorzeitige Einstellung rechtskriftig abgewiesen wurde.

(2) Der Beschluss iiber die Beendigung des Abschopfungsverfahrens und {iber die
Restschuldbefreiung ist 6ffentlich bekannt zu machen.*
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35. §§ 217 bis 220a_samt Uberschriften sowie die Uberschrifien vor § 217 werden durch folgende
Bestimmungen samt Uberschriften ersetzt:

»Achter Teil
Internationales Insolvenzrecht

Erstes Hauptstiick
Allgemeine Bestimmungen

Grundsatz

§ 217. Die Bestimmungen des Achten Teils sind nur anzuwenden, soweit nicht nach Vélkerrecht
oder in Rechtsakten der Europdischen Union, insbesondere nach der Verordnung (EU) Nr. 848/2015 {iber
Insolvenzverfahren (EulnsVO), anderes bestimmt ist.

Bekanntmachung ausliindischer Insolvenzverfahren

§ 218. (1) Antrdge, ausliandische Insolvenzverfahren offentlich bekanntzumachen, sind an das
Handelsgericht Wien zu richten, das die bekanntgegebenen Daten in die Insolvenzdatei aufzunehmen hat.

(2) Die offentliche Bekanntmachung der Eroffnung eines Insolvenzverfahrens soll insbesondere
enthalten:
1. das Datum der Eréffnung des Insolvenzverfahrens,
2. das Gericht, das das Insolvenzverfahren erdffnet hat, und das Aktenzeichen des Verfahrens,
3. die Art des eroffneten Insolvenzverfahrens,
4

. bei einer Gesellschaft oder einer juristischen Person: die Firma, die Registernummer, den Sitz
oder, sofern davon abweichend, die Postanschrift des Schuldners,

5.bei einer natiirlichen Person: den Namen, gegebenenfalls die Registernummer sowie die
Postanschrift des Schuldners oder, falls die Anschrift geschiitzt ist, den Geburtsort und das
Geburtsdatum des Schuldners,

6. den Namen, die Anschrift, die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse des Insolvenzverwalters
und, wenn eine juristische Person bestellt wurde, der Person, die sic bei Ausiibung der
Insolvenzverwaltung vertritt, und ob dem Schuldner die Eigenverwaltung zusteht sowie

7. die Frist fiir die Anmeldung der Forderungen.

Zweites Hauptstiick
Erginzende Bestimmungen zur EulnsVO

Zustindigkeit fiir Sicherungsmalinahmen

§ 219. (1) Fiir SicherungsmaBBnahmen nach Art. 52 EulnsVO und die Anordnung von Zwangsmitteln
nach Art. 21 Abs. 3 EulnsVO ist das in § 63 bezeichnete Gericht zustindig.

(2) Betreibt der Schuldner im Inland kein Unternehmen und hat er im Inland weder eine
Niederlassung noch einen gewdhnlichen Aufenthalt oder Vermogen, so ist das Handelsgericht Wien
zustandig.

Haupt-, Partikular- oder Sekundérinsolvenzverfahren

§ 220. (1) Im Anwendungsbereich der EulnsVO hat das Gericht in der Entscheidung iiber die
Er6ffnung des Insolvenzverfahrens auszusprechen, ob es sich um ein Haupt-, Partikular- oder
Sekundérinsolvenzverfahren im Sinne der EulnsVO handelt. Dies ist 6ffentlich bekanntzumachen.

(2) Stellt sich wahrend des Insolvenzverfahrens heraus, dass Auslandsbezug gegeben ist, so ist
auszusprechen, ob es sich um ein Haupt-, Partikular- oder Sekundérinsolvenzverfahren im Sinne der
EulnsVO handelt. Dies ist 6ffentlich bekanntzumachen.

Bekanntmachung und Registereintragung

§220a. (1) Auf Antrag des Verwalters oder des Schuldners in Eigenverwaltung hat das
Handelsgericht Wien die Entscheidung iiber die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens und die Bestellung
des Verwalters 6ffentlich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wer als Verwalter
bestellt wurde und ob sich die Zustiandigkeit aus Art. 3 Abs. 1 oder Abs. 2 EulnsVO ergibt.
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(2) Auf Antrag des Verwalters oder des Schuldners in Eigenverwaltung ist die Erdffnung des
Insolvenzverfahrens nach Abs. 1 durch das zustindige Gericht im Grundbuch, im Firmenbuch oder in
einem sonstigen 6ffentlichen Register einzutragen.

(3) Der im Rahmen eines ausldndischen Hauptinsolvenzverfahrens bestellte Verwalter ist allen
Beteiligten fiir Vermdgensnachteile, die ihnen durch die Verletzung seiner Pflichten nach Art. 28 und 29
EulnsVO entstehen, verantwortlich.

Zusicherung im inldndischen Hauptinsolvenzverfahren zur Vermeidung eines
Sekundirinsolvenzverfahrens

§220b. (1) Das Insolvenzgericht hat die Vorlage und den wesentlichen Inhalt der vom
Gldubigerausschuss genehmigten Zusicherung zur Vermeidung eines Sekundirinsolvenzverfahrens
(Art. 36 EulnsVO) in einem anderen Mitgliedstaat nach deren Priifung und allfilliger Berichtigung
offentlich bekanntzumachen und den Schuldner sowie die Gldubiger davon mit dem Beifligen zu
verstindigen, dass es ihnen freisteht, Einsicht zu nehmen und binnen 14 Tagen ihre Erinnerungen
anzubringen. Zugleich ist ihnen und dem Insolvenzverwalter sowie den Mitgliedern des
Glaubigerausschusses die Tagsatzung bekanntzugeben, bei der iiber allfidllige Erinnerungen verhandelt
werden wird. § 130 Abs. 2 bis 4 ist anzuwenden.

(2) Die Zusicherung hat auch Angaben dariiber zu enthalten, welche Gegenstinde der
Insolvenzverwalter nach dem Antrag auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens in einen anderen Staat
verbracht hat.

Abstimmung iiber die in einem anderen Mitgliedstaat abgegebene Zusicherung

§ 220c. (1) Auf die in einem anderen Mitgliedstaat abgegebene Zusicherung des Verwalters des
Hauptinsolvenzverfahrens in Bezug auf in Osterreich gelegenes Vermdgen des Schuldners sind die
Bestimmungen fiir den Sanierungsplan anzuwenden.

(2) Im Rahmen des Verfahrens iiber eine Zusicherung gilt der Insolvenz-Entgelt-Fonds als lokaler
Glaubiger.

Gerichtliche Abstimmung
§ 220d. (1) Das Gericht hat eine Tagsatzung zur Abstimmung iiber die Zusicherung anzuordnen.
(2) Zustéandig ist das fiir die Eroffnung des Sekundirinsolvenzverfahrens zusténdige Gericht.

(3) Der Verwalter hat dem Antrag auf Abschluss einer Zusicherung anzuschlief3en:
1. die Zusicherung und

2.eine Liste der bekannten lokalen Gldubiger, wobei anzugeben ist, ob die Forderungen
angemeldet, gepriift, anerkannt oder bestritten wurden.

(4) Die lokalen Glaubiger sind aufzufordern, ihre Forderungen innerhalb einer vom Gericht
bestimmten Frist, die 6ffentlich bekanntzumachen und den Gldubigern zugleich mit der Ladung zur
Abstimmungstagsatzung mitzuteilen ist, anzumelden. Im Schriftsatz hat der Glaubiger seine Forderung
und auch den Bezug zur Niederlassung darzulegen.

(5) Fiir die Belohnung der bevorrechteten Glaubigerschutzverbinde gilt § 87a Abs. 1 Satz 1.
Priifung des Stimmrechts

§ 220e. (1) Das Gericht hat die angemeldeten Forderungen dem Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens zur Kenntnis zu bringen. Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens hat
hinsichtlich jeder dieser Forderungen innerhalb der ihm vom Gericht gesetzten Frist schriftlich zu
erkldren, ob die Forderungen im Hauptverfahren angemeldet, gepriift, anerkannt oder bestritten wurden;
falls nicht, ob er sie anerkennt oder bestreitet. Gibt der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens zu einer
Forderung keine Erkldrung ab, so gilt die Forderung als anerkannt. Der Verwalter hat sich auch dazu zu
dulern, ob der Glaubiger ein lokaler ist.

(2) Das Gericht hat der Abstimmung die vom Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens anerkannten
Forderungen der lokalen Glaubiger zugrunde zu legen. Wurde eine Forderung nicht anerkannt oder die
Forderung oder die Eigenschaft als lokaler Glaubiger von einem anderen lokalen Gléubiger in der
Abstimmungstagsatzung bestritten, so hat das Gericht nach vorlaufiger Priifung und Einvernehmung der
Parteien zu entscheiden, ob und inwieweit die Stimme des Glaubigers zu zéhlen ist.

Priifung durch einen besonderen Verwalter

§ 220f. (1) Das Gericht kann zur Priifung der Forderungen einen besonderen Verwalter bestellen. Es
hat in diesem Fall den Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens zum Erlag eines Kostenvorschusses zur
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Deckung der Entlohnung des besonderen Verwalters aufzufordern. Der besondere Verwalter muss vom
Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens unabhingig sein.

(2) Der besondere Verwalter hat die nach § 220e angemeldeten Forderungen in ein Verzeichnis
einzutragen und insbesondere anhand der Geschiftsbiicher und Aufzeichnungen des Schuldners zu
priifen.

(3) Der besondere Verwalter ist berechtigt, in die Geschéaftsbiicher und Aufzeichnungen des
Schuldners Einsicht zu nehmen und von diesem und vom Hauptinsolvenzverwalter alle erforderlichen
Auskiinfte zu verlangen. Er hat die Anmeldungen dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens zur
Kenntnis zu bringen. § 220e Abs. 1 zweiter und vierter Satz sind anzuwenden.

(4) Der besondere Verwalter hat den Bestand oder die Hohe einer Forderung zu bestreiten, wenn
sich dagegen insbesondere aus den Geschiftsbiichern und Aufzeichnungen des Schuldners, aus
Mitteilungen von Glaubigern oder sonst begriindete Bedenken gegen das Bestehen, die Hohe oder die
Eigenschaft des Gldubigers als lokaler Gldubiger ergeben, die der Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens nicht zu zerstreuen vermag.

(5) Der besondere Verwalter hat seine Bestreitung und die des Verwalters des
Hauptinsolvenzverfahrens im  Verzeichnis anzumerken und die vom  Verwalter des
Hauptinsolvenzverfahrens abgegebenen Erkldrungen dem Verzeichnis beizulegen. Der besondere
Verwalter hat das Verzeichnis und die Beilagen spétestens an dem der Tagsatzung vorangehenden Tag
dem Gericht vorzulegen.

(6) Das Gericht hat der Abstimmung die vom besonderen Verwalter anerkannten Forderungen der
lokalen Glaubiger zugrunde zu legen. § 220e Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden.

Bestiitigung
§ 220g. (1) Die Annahme der Zusicherung bedarf der gerichtlichen Bestétigung.

(2) Wird die Mehrheit der Glaubiger nicht erreicht, so ist der Antrag abzuweisen. Dies ist 6ffentlich
bekanntzumachen.

Verteilung im inléindischen Hauptinsolvenzverfahren

§ 220h. Auf das Verfahren zur Verteilung des Erloses der von der Zusicherung umfassten
Vermdgenswerte im inldndischen Hauptinsolvenzverfahren sind die §§ 129 bis 137 anzuwenden.

MaBnahmen zur Sicherung der Zusicherung
§ 220i. Fiir einstweilige Mallnahmen oder Sicherungsmafinahmen nach Art. 36 Abs. 9 EulnsVO ist
das Gericht zustdndig, das fiir die Er6ffnung des Sekundérverfahrens zustidndig ware.*
36. Die Uberschrift des bisherigen Zweiten Hauptstiicks des Achten Teils (neu) lautet:

»Drittes Hauptstiick
Nicht von der EulnsVO erfasste Verfahren*

37.In § 230 Z 3 entfallen die Worte ,,genannte Instrumente*.

38. In §237 Abs. 2 wird der Ausdruck ,Konkurswirkungen durch die Wendung ,Wirkungen des
Insolvenzverfahrens® ersetzt; Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,»$ 101 ist anzuwenden.*

39. In § 240 Abs. 2 Z 1 wird die Wendung ,Insolvenz- oder Ausgleichsverfahren™ durch den Ausdruck
,Insolvenzverfahren ersetzt.

40. In § 240 Abs. 3 wird die Wendung ,]Insolvenz- oder Ausgleichsverfahrens® durch den Ausdruck
,Insolvenzverfahrens® ersetzt.

41. In § 240 Abs. 4 wird das Zitat ,,§§ 82 bis 86 EO* durch das Zitat ,,§§ 409 bis 416 EO* und das Zitat
»8§ 79 ff EO* durch das Zitat ,,§§ 406 ff EO* ersetzt.

42. In § 242 erhdlt der bisherige Abs. 2 die Absatzbezeichnung ,(5)*; Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1
bis 4 ersetzt:

(1) Wird im Ausland ein Insolvenzverfahren erdffnet, dessen Wirkungen nach § 240 anzuerkennen
sind, und hat der Schuldner im Inland eine Niederlassung, so hat der im Rahmen des ausldndischen
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Insolvenzverfahrens bestellte Verwalter oder die nach dem Recht des Staates der Verfahrenserdffnung
zustindige Stelle die 6ffentliche Bekanntmachung der Er6ffnung des Verfahrens im Inland zu beantragen.

(2) Hat der Schuldner im Inland unbewegliches Vermdgen oder eine Niederlassung, so hat der im
Rahmen des auslédndischen Insolvenzverfahrens bestellte Verwalter oder die nach dem Recht des Staates
der Verfahrenseroffnung zusténdige Stelle die Eintragung der Eréffnung des Verfahrens im Grundbuch
bzw. Firmenbuch zu beantragen. Das Grundbuchs- bzw. Firmenbuchgericht hat die Eroffnung des
Verfahrens einzutragen.

(3) Der die Bekanntmachung oder FEintragung begehrende Verwalter hat das Vorliegen der
Anerkennungsvoraussetzung nach § 240 Abs.1 Z 1 durch eine o6ffentliche Urkunde nachzuweisen.
Behauptet der Schuldner, dass die Voraussetzungen fiir eine Anerkennung nicht gegeben sind, so
entscheidet das in § 63 bezeichnete Gericht.

(4) Der im Rahmen eines auslidndischen Insolvenzverfahrens bestellte Verwalter ist allen Beteiligten
fir Vermogensnachteile, die ihnen durch Verletzung seiner Pflichten nach Abs. 1 und 2 entstehen,
verantwortlich.*

43. Das bisherige Dritte Hauptstiick im Achten Teil (neu) erhdlt die Bezeichnung ,,Viertes Hauptstiick*.
44. In § 251 lautet der letzte Satz:

,»§ 242 ist entsprechend anzuwenden.*
45. Der bisherige ,,Achte Teil“ erhdlt die Bezeichnung ,Neunter Teil*.
46. § 256 Abs. 4 lautet:

»(4) Die Einsicht in die Eintragung der mangels kostendeckenden Vermogens oder wegen
Vermogenslosigkeit nach § 68 nicht erdffneten Insolvenzverfahren ist nach drei Jahren nach der
Eintragung nicht mehr zu gewéhren.*

47.In § 257 Abs. 3 entfallen die Worte ,,von Unternehmen*.

48. Nach § 258 wird folgender § 258a samt Uberschrift eingefiigt:
»Gesellschaft ohne gesetzlichen Vertreter

§ 258a. (1) Hat eine Kapitalgesellschaft keinen organschaftlichen Vertreter, so kann die Zustellung
an die Gesellschaft ohne Bestellung eines Kurators durch Aufnahme in die Ediktsdatei erfolgen (§ 115
ZPO). Diese Bekanntmachung ist durch den Hinweis zu ergénzen, dass alle weiteren Zustellungen an die
zuletzt dem Gericht bekannte Anschrift der Gesellschafter erfolgen werden. Das Gericht hat die
Gesellschafter iiber Form und Inhalt dieser offentlichen Bekanntmachung zu benachrichtigen. Ein
Zustellanstand hinsichtlich dieser Benachrichtigung hindert das weitere Verfahren nicht. Die Zustellung
an die Gesellschaft gilt vier Wochen nach Aufnahme in die Ediktsdatei als bewirkt.

(2) Bei Aktiengesellschaften haben die Benachrichtigungen und Zustellungen statt an die
Gesellschafter an die zuletzt im Firmenbuch eingetragen gewesenen oder noch aktuell eingetragenen
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats zu erfolgen. Hat die Aktiengesellschaft einen im
Firmenbuch eingetragenen Alleinaktionér (§ 35 AktG), so ist dieser ebenfalls zu verstindigen.*

49. In § 260 Abs. 6 entfillt die Wortfolge ,,oder eine Abschrift des sie ersetzenden Protokolls®.

50. § 261 Z 1 lautet:

,,1. der Schuldner, die organschaftlichen Vertreter einer juristischen Person oder die Gesellschafter
nach § 72d die Vorlage des Vermogensverzeichnisses (§§ 71, 71b, 72b, 72d und 100) oder
dessen Unterfertigung vor dem Insolvenzgericht verweigern oder*

51. Der bisherige ,Neunte Teil“ und der bisherige ,,Zehnte Teil“ erhalten die Bezeichnungen ,,Zehnter
Teil* bzw. , Elfter Teil“.

52. § 269 Abs. 4 lautet:
»(4) § 89e GOG ist anzuwenden.
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53. § 277 werden folgende Bestimmungen angefiigt:
»Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen zum IRAG 2017

§278. (1) § 43 Abs. 2, § 63 Abs. 1, §§ 63a, 68, 73 Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 82 Abs. 1, § 82a Abs. 1,
§82cZ3,§87aAbs. 171, §§ 103, 180b, 180c, 182, 191 Abs. 1, §§ 217 bis 2201, 242, 251, 256 Abs. 4
und § 258a in der Fassung des Insolvenzrechtsénderungsgesetzes 2017, BGBI. I Nr. 122/2017, treten mit
26. Juni 2017 in Kraft. Sie sind — soweit die folgenden Absdtze nichts anderes bestimmen — auf
Insolvenzverfahren (Konkursverfahren, Sanierungsverfahren) anzuwenden, die nach dem 25. Juni 2017
eroffnet oder wieder aufgenommen (§ 158 Abs. 2) werden. Auf Insolvenzverfahren (Konkursverfahren,
Sanierungsverfahren), die vor dem 26. Juni 2017 erdffnet oder wieder aufgenommen (§ 158 Abs. 2)
wurden, sind die bisher geltenden Bestimmungen weiterhin anzuwenden.

(2) §63 Abs.1, §182 und §258a sind anzuwenden, wenn der Antrag auf Erdffnung des
Insolvenzverfahrens nach dem 15. Juli 2017 bei Gericht einlangt.

(3) § 63a ist anzuwenden, wenn die Klage nach dem 25. Juni 2017 bei Gericht eingebracht wird.

(4) §§ 68 und 256 Abs. 4 sind anzuwenden, wenn der Beschluss iiber die Nichteroffnung des
Insolvenzverfahrens nach dem 15. Juli 2017 ergeht.

(5) § 73 Abs. 2 ist anzuwenden, wenn der einstweilige Verwalter nach dem 25. Juni 2017 bestellt
wird.

(6) §82 Abs.1, §82a Abs.1, §82¢c Z3 und §191 Abs.1 sind anzuwenden, wenn der
Entlohnungsantrag des Insolvenzverwalters nach dem 15. Juli 2017 gestellt wird.

(7) §87a Abs.1 Z 1 ist anzuwenden, wenn das Insolvenzverfahren nach dem 15.Juli 2017
aufgehoben wird.

(8) §§ 180b und 180c sind anzuwenden, wenn das Insolvenzverfahren iiber das Vermogen eines
Unternehmens der Gruppe nach dem 25. Juni 2017 er6ffnet wird.

(9) §§ 242 und 251 sind anzuwenden, wenn das auslandische Insolvenzverfahren nach dem 25. Juni
2017 erdffnet wird.

Weitere Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen

§279. (1) §§ 183, 184 Abs. 1, §§ 193, 194 Abs. 1, § 199 Abs. 2, § 201 Abs. 1, § 203 Abs. 1, §§ 213
und 257 Abs. 3 in der Fassung des Insolvenzrechtsinderungsgesetzes 2017, BGBI. I Nr. 122/2017, die
Authebung des § 195a und der Entfall der Z 2 des § 198 Abs. 1 treten mit 1. November 2017 in Kraft. Die
Bestimmungen sind, soweit die folgenden Absdtze nichts anderes bestimmen, auf Insolvenzverfahren
anzuwenden, die nach dem 31. Oktober 2017 eroffnet werden.

(2) §§ 193 und 194 sowie die Aufhebung des § 195a sind anzuwenden, wenn der Antrag auf
Abschluss eines Zahlungsplans nach dem 31. Oktober 2017 bei Gericht einlangt. § 194 Abs. 2 Z 4 ist nur
anzuwenden, wenn dem Schuldner eine Restschuldbefreiung erteilt oder ein Abschopfungsverfahren
vorzeitig eingestellt wurde.

(3) §§199, 201, 203 und 213 sind anzuwenden, wenn der Antrag auf Durchfilhrung des
Abschopfungsverfahrens nach dem 31. Oktober 2017 bei Gericht einlangt. § 201 Abs. 1 Z 6 ist nur
anzuwenden, wenn dem Schuldner eine Restschuldbefreiung erteilt oder ein Abschdpfungsverfahren
vorzeitig eingestellt wurde.

(4) § 183 ist anzuwenden, wenn der Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens nach dem
31. Oktober 2017 bei Gericht einlangt.

Anhiéngige Abschopfungsverfahren

§ 280. Nach Einleitung des Abschopfungsverfahrens bis zur Entscheidung {iber die
Restschuldbefreiung ist auf Antrag des Schuldners das Abschopfungsverfahren zu beenden, wenn die
Abtretungserkldrung abgelaufen ist oder seit dem 1. November 2017 fiinf Jahre der Abtretungserkldrung
abgelaufen  sind. §213  Abs.1  zweiter bis vierter Satz in der vor dem
Insolvenzrechtsédnderungsgesetz 2017 vorgesehenen Fassung sind anzuwenden.

Zahlungsplan

§ 281. Wihrend der am 1. November 2017 noch nicht abgelaufenen Laufzeit des Zahlungsplans
kann der Schuldner neuerlich die Abstimmung iiber einen Zahlungsplan und die Einleitung eines
Abschopfungsverfahrens  beantragen. Auf den  Zahlungsplan und die Einleitung des
Abschopfungsverfahrens sind die Bestimmungen in der Fassung des
Insolvenzrechtsdnderungsgesetzes 2017 anzuwenden.
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Artikel 2
Anderung des Gerichtsgebiihrengesetzes

Das Gerichtsgebiihrengesetz, BGBIL. Nr. 501/1984, zuletzt gedndert durch die Exekutionsordnungs-
Novelle 2016, BGBL. I Nr. 100/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 wird nach der Z 8 folgende Z 8a eingefiigt:
,,8a. bei elektronischen Abfragen mit der Vornahme der Abfrage;*

la. In § 3 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung ,,Pflegschafts- und Unterhaltssachen (Tarifpost 7 Z 1 lit. d, Z 11
und Z 1) durch die Wendung ,Insolvenz-, Pflegschafts- und Unterhaltssachen (Tarifposten 5 Z II und
I, 6 Z IT und I sowie 7 Z 1 lit. d, Z Il und Z II1)* ersetzt.

2. In der Tarifpost 5 wird in der Anmerkung 1a nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefiigt.
,Fur die Anmeldung einer Forderung nach § 220d Abs. 4 IO im Zuge einer Abstimmung iiber eine
Zusicherung gemal3 Art. 36 Abs. 5 EulnsVO ist keine Gebiihr nach Z I lit. b zu entrichten.*

3. In der Tarifpost 5 wird in der Anmerkung 2 die Wendung ,,in den Tarifposten 6 und 12a* durch die
Wendung ,,in der Tarifpost 6 ersetzt.

3a. In der Tarifpost 14 wird nach der Z 16 folgende Z 17 angefiigt:
Tarifpost | Gegenstand | Hohe der Gebiihren

»17. fur die elektronische Abfrage von Daten {iber

Exekutionsverfahren (§§ 427 f EO) je Abfrage 10 Euro®

3b. In der Tarifpost 14 Anmerkung 8 wird die Wendung ,,Tarifpost 14 Z 16* gedndert auf ,,Tarifpost 14
Z 16 und 17

4. Art. VI wird folgende Z 66 eingefiigt:

,,00. In der Fassung des Insolvenzrechtsédnderungsgesetzes 2017, BGBL I Nr. 122/2017, treten in
Kraft:

a) Tarifpost 5 mit 26. Juni 2017;

b) Tarifpost 14 mit 1. Janner 2018. § 31a ist auf Tarifpost 14 Z 17 mit der MaB3gabe anzuwenden,
dass Ausgangsgrundlage fiir die Neufestsetzung dieses Gebiihrenbetrags die fiir Mérz 2017
verdffentlichte endgiiltige Indexzahl des von der Bundesanstalt Statistik Osterreich
verlautbarten Verbraucherpreisindex ist.*

Artikel 3
Anderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, BGBL. Nr. 324/1977, zuletzt gedndert durch das
Sozialbetrugsbekdmpfungsgesetz, BGBI. I Nr. 113/2015, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 1 letzter Satz lautet:

,,Hat ein auslidndisches Gericht eine Entscheidung getroffen, die

-nach der Verordnung (EU) Nr. 848/2015 vom 20.Mai 2015 {iber Insolvenzverfahren
(Neufassung), ABL. Nr. L 141 vom 5.6.2015 S. 19, oder

- gemdl § 240 10 oder
- nach den §§ 243 bis 251 10 (betreffend Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen)
im Inland anerkannt wird, besteht nach MalBgabe dieses Bundesgesetzes gleichfalls Anspruch auf
Insolvenz-Entgelt, wenn die Voraussetzungen
- des ersten Satzes mit Ausnahme der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens im Inland und
-des Art.2 Abs. 1 der Richtlinie 2008/94/EG vom 22. Oktober 2008 tiiber den Schutz der
Arbeitnehmer bei Zahlungsunféhigkeit des Arbeitgebers, ABI. Nr. L 283 vom 28.10.2008 S. 36,
erfuillt sind.*

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 31. Juli 2017 - Nr. 122 11 von 13

2. Nach § 32 wird folgender § 33 samt Uberschrift angefiigt:
sInkrafttreten der Novelle BGBL I Nr. 122/2017

§33. § 1 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL I Nr. 122/2017 tritt mit
26.Juni 2017 in Kraft und ist auf Insolvenzverfahren (Konkursverfahren, Sanierungsverfahren)
anzuwenden, die nach dem 25. Juni 2017 erdffnet oder wieder aufgenommen (§ 158 Abs. 2 10) werden.
Auf Insolvenzverfahren (Konkursverfahren, Sanierungsverfahren), die vor dem 26. Juni 2017 erdftnet
oder wieder aufgenommen (§ 158 Abs.2 10) wurden, sind die vor diesem Zeitpunkt geltenden
Bestimmungen weiterhin anzuwenden.*

Artikel 4
Anderung der Exekutionsordnung

Die Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, zuletzt geandert durch die Exekutionsordnungs-Novelle
2016, BGBI. I Nr. 100/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 40 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:
,Fur eine Stundungsentscheidung einer Behdrde gilt § 45a Abs. 2.

2. Dem bisherigen Text des § 45a wird die Absatzbezeichnung (1) vorangestellt; folgender Abs. 2 wird
angefiigt:

»(2) Die Entscheidung einer Behorde, die Zahlungsfrist fiir eine den Gebietskorperschaften
zustehende Forderung zu verlidngern oder die Entrichtung in Teilbetrdgen zu gestatten, hat die Wirkung
einer Zahlungsvereinbarung nach Abs. 1. Das Exekutionsverfahren kann nach Ablauf der Zahlungsfrist
oder nach Eintritt eines Terminverlustes fortgesetzt werden. Wird die Fortsetzung nicht innerhalb von
einem Jahr nach Ablauf der Zahlungsfrist beantragt, so ist die Exekution einzustellen.*

2a. Vor § 431 wird folgender Abschnitt eingefiigt:

wErster Abschnitt
Elektronische Abfrage von Daten
Voraussetzungen

§ 427. (1) Ein Glaubiger kann zur Beurteilung, ob er einen Rechtsstreit oder ein Exekutionsverfahren
einleiten oder weiterfithren soll, in folgende Daten {iber Exekutionsverfahren, die gegen seinen Schuldner
wegen Geldforderungen gefiihrt werden, elektronisch Einsicht nehmen, wenn er eine Forderung und
berechtigte Zweifel an der Bonitét des Schuldners bescheinigt:

1. das Exekutionsgericht, die Aktenzahl und die Hohe der betriebenen Forderungen der Verfahren,
die langer als ein Monat seit der Bewilligung anhidngig und weder eingestellt noch beendet sind
und bei denen auch nicht zwei Jahre seit dem letzten in die Daten aufgenommenen
Exekutionsschritt abgelaufen sind, samt dem Hinweis auf eine Aufschiebung des
Exekutionsverfahrens und die Art der Exekutionsmittel,

2. bei solchen Exekutionsverfahren auf bewegliche korperliche Sachen die erfolgten Pfindungen
und ergebnislosen Vollzugsversuche, und

3. die Tatsache, dass innerhalb eines Jahres vor der Abfrage ein Vermogensverzeichnis abgegeben
wurde.
(2) Abfrageberechtigt sind Rechtsanwilte und Notare als Vertreter von Glaubigern sowie folgende
inlédndische Korperschaften des 6ffentlichen Rechts als Glaubiger:
1. Gebietskorperschaften und
2. Sozialversicherungstriager.

Durchfiihrung der Abfrage

§ 428. (1) Die Abfrage erfolgt iiber die vom Bundesminister fiir Justiz beauftragten
Verrechnungsstellen. Diese haben sicherzustellen, dass nur dem abfrageberechtigten Personenkreis
Einsicht gewdhrt wird.

(2) Rechtsanwilte und Notare sind unter Angabe ihres Anschriftcodes fiir die Teilnahme am
elektronischen Rechtsverkehr abfrageberechtigt. Dienstleistenden europdischen Rechtsanwilten (§ 2
EIRAGQG) erteilt das Bundesministerium fiir Justiz nach Nachweis ihrer Berechtigung nach § 1 EIRAG
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eine auf ein Jahr befristete Abfrageberechtigung; als Ort der inlédndischen Dienstleistungserbringung gilt
der Sitz der zuerst in Anspruch genommenen Verrechnungsstelle.

(3) Als Suchbegriff sind der Name (Vor- und Familienname oder Firma) und die Postleitzahl der
Adresse des Schuldners einzugeben. Statt der Postleitzahl oder zusétzlich konnen auch das Geburtsdatum
und die Firmenbuch-, zentrale Gewerberegister- oder Vereinsregisternummer angefiihrt werden. Zu
Dokumentationszwecken sind der Name des Gléubigers und seine Adresse sowie der Exekutionstitel oder
die Tatsachen, auf die sich die Forderung griindet, und die Hohe der Forderung gegen den Schuldner
sowie die Zweifel an der Bonitdt anzugeben. Es ist zu erginzen, ob ein Rechtsstreit oder ein
Exekutionsverfahren eingeleitet wird.

(4) Mit dem Abfrageergebnis sind zur ndheren Bestimmung des Schuldners dessen Adresse, sowie —
soweit vorhanden — dessen Geburtsdatum, Firmenbuch-, zentrale Gewerberegister- oder
Vereinsregisternummer anzugeben und auf einen Doppelgingerfall hinzuweisen.

Verhinderung von Missbrauch

§ 429. (1) Das Abfrageergebnis und die erginzenden Angaben diirfen nur zum Zweck des § 427
Abs. 1 verwendet, dariiber hinaus aber nicht verarbeitet und iibermittelt werden; sie sind gesondert und
geschiitzt aufzubewahren sowie nach Wegfall des Zwecks, spatestens jedoch ein Jahr nach der Abfrage,
zu vernichten.

(2) Die Verrechnungsstellen und die Bundesrechenzentrum GmbH haben die Abfragen und deren
Inhalt zu protokollieren sowie die abfragende Person oder Stelle und den Zeitpunkt der Abfrage
festzuhalten. Die Protokolle und Abfrageergebnisse sind zehn Jahre aufzubewahren.

(3) Ein Rechtsanwalt oder Notar darf pro Kalendertag nicht mehr als 25 Abfragen tétigen.
Kontrolle

§430. (1) Die Rechtsanwalts- und Notariatskammern sowie die sonstigen Korperschaften
offentlichen Rechts haben durch geeignete Maflnahmen, insbesondere durch regelméfige Stichproben,
sicherzustellen, dass die Abfrage nur unter den gesetzlich bestimmten Voraussetzungen durchgefiihrt
wird. Massenauftrige an Rechtsanwélte und Notare miissen standardméBig kontrolliert werden. Sie haben
dem Bundesministerium fiir Justiz iiber die getroffenen MalBnahmen auf Anfrage umgehend — die
Rechtsanwalts- und Notariatskammern dariiber hinaus jahrlich — zu berichten.

(2) Die jeweilige Rechtsanwalts- oder Notariatskammer hat Rechtsanwélten bzw. Notaren, die gegen
§ 427 oder § 429 verstoBBen, ungeachtet weiterer disziplinarrechtlicher Folgen die Befugnis zur Abfrage
befristet oder unbefristet zu untersagen. Jede Untersagung ist unverziiglich sédmtlichen
Verrechnungsstellen und dem Bundesministerium fiir Justiz zur Kenntnis zu bringen.
(3) Die Verrechnungsstellen und die Bundesrechenzentrum GmbH haben
1. dem Bundesministerium fiir Justiz,
2. den Gerichten und Bezirksverwaltungsbehorden sowie

3. den Rechtsanwalts- und Notariatskammern und den Korperschaften des 6ffentlichen Rechts nach
§ 427 Abs. 2

auf deren Ersuchen zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich zukommenden Aufgaben im Rahmen ihres
jeweiligen gesetzlichen Wirkungs- und Aufgabenbereichs Einsicht in die nach § 429 Abs. 2 zu fiihrenden
Protokolle zu gewéhren.

(4) Jeder Person ist beim Bezirksgericht ihres Wohnsitzes oder gewdhnlichen Aufenthalts Auskunft
iiber die sie betreffenden Protokolle (§ 429 Abs. 2) zu erteilen.

(5) Das Bundesministerium fiir Justiz kann zur Verhinderung von Missbrauch bei Verstofen gegen
§§ 427 bis 429 alle erforderlichen MaBBnahmen treffen.

(6) Das Bundesministerium fiir Justiz veréffentlicht einen jahrlichen Kontrollbericht.
2b. § 431 wird wie folgt gedndert:
a) Der erste Satz erhdlt die Bezeichnung (1) und wird wie folgt gedndert:
Der Verweis ,,§ 73a* wird durch den Verweis ,,§§ 427 und 429 Abs. 1 und Abs. 3 ersetzt.

b) Die Wendung ,bis zu 1 500 Euro zu bestrafen* wird durch die Wendung ,bis zu 25 000 Euro, im
Wiederholungsfall bis zu 50 000 Euro, zu bestrafen® ersetzt.

¢) Der zweite Satz entfdllt.
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d) Folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) Die Bezirksverwaltungsbehdrden haben von jeder rechtskriftigen Verurteilung das
Bundesministerium fiir Justiz und, wenn der Téter Rechtsanwalt oder Notar ist, die Rechtsanwalts- bzw.
Notariatskammer zu verstiandigen.*

2c. Vor § 432 werden folgende Uberschriften eingefiigt:

wZweiter Abschnitt

Sonstige Begleitregelungen“

3. § 447 wird folgender § 448 samt Uberschrift angefiigt:
»Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen zum IRAG 2017

§ 448. (1) § 40 Abs. 1 und § 45a Abs. 2 in der Fassung des Insolvenzrechtsdnderungsgesetzes 2017,
BGBI. 1 Nr.122/2017, treten mit 1. August 2017 in Kraft. Sie sind auf behordliche
Stundungsentscheidungen anzuwenden, die nach dem 31. Juli 2017 ergangen sind.

(2) §§ 427 bis 431 in der Fassung des IRAG 2017, BGBL. I Nr. 122/2017, treten mit 1. Jénner 2019
in Kraft; § 431 ist auf Abfragen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2018 durchgefiihrt werden.*

Van der Bellen

Kern
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	1. § 20 Abs. 1 lautet:
	2. § 43 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	3. In § 47 Abs. 2 wird in Z 1 und 2 jeweils der Ausdruck „§ 46 Abs. 1 Z 1“ durch den Ausdruck „§ 46 Z 1“ ersetzt.
	4. § 63 Abs. 1 lautet:
	5. Nach § 63 wird folgender § 63a samt Überschrift eingefügt:
	6. § 68 erhält folgende Überschrift:
	7. Dem bisherigen Text des § 68 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt; folgender Abs. 2 wird angefügt:
	8. § 73 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt:
	9. § 74 Abs. 2 lautet:
	10. In § 82 Abs. 1 werden die Worte „Die Entlohnung beträgt in der Regel“ durch die Worte „Die Entlohnung beträgt in der Regel 3 000 Euro zuzüglich“ ersetzt und die Worte „ , mindestens jedoch 2 000 Euro“ aufgehoben.
	11. In § 82a Abs. 1 werden die Worte „beträgt die Entlohnung des Insolvenzverwalters in der Regel“ durch die Worte „beträgt die Entlohnung des Insolvenzverwalters in der Regel 3 000 Euro zuzüglich“ ersetzt und die Worte „ , mindestens jedoch 2 000 Eur...
	12. § 82c Z 3 lautet:
	13. In § 87a Abs. 1 Z 1 wird nach dem Wort „Insolvenzgläubiger“ die Wortfolge „oder zu einer Aufhebung des Insolvenzverfahrens mit Einverständnis der Gläubiger“ eingefügt.
	14. In § 98 Abs. 2 wird der Ausdruck „dieser“ durch den Ausdruck „dieses“ ersetzt.
	15. § 103 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
	16. § 103 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt:
	17. In § 104 Abs. 1 wird die Wendung „bestimmte, Stück“ durch die Wendung „bestimmte Stück“ ersetzt.
	18. In § 120 Abs. 2 werden das Wort „Absonderungsberechtigten“, das Wort „Berechtigte“ und das Wort „Absonderungsberechtigte“ jeweils durch das Wort „Absonderungsgläubiger“ ersetzt.
	19. In § 121 Abs. 2 wird das Wort „Er“ durch das Wort „Es“ ersetzt.
	20. § 143 Abs. 1 lautet:
	21. Die Überschrift „Sechster Teil“ wird durch die Überschrift „Siebenter Teil“ ersetzt; nach § 180a wird folgender Sechste Teil eingefügt:


	„Sechster Teil
	Konzern
	22. Dem bisherigen Text des § 182 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt; folgender Abs. 2 wird angefügt:
	23. § 183 Abs. 2 entfällt; die Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeichnungen Abs. 2 bis 4; im (neuen) Abs. 2 entfällt die Wendung „und 2“; Abs. 4 (neu) lautet:
	24. In § 184 Abs. 1 entfällt die Wendung „ , und für die Kosten eines nach § 195a fortgesetzten Verfahrens“.
	25. Die Überschrift des § 189 lautet:
	26. In § 191 Abs. 1 wird der Betrag von „750 Euro“ durch den Betrag von „1 000 Euro“ ersetzt.
	27. § 193 Abs. 1 erster Satz lautet:
	28. § 194 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	29. § 195a samt Überschrift wird aufgehoben.
	31. In § 199 Abs. 2 erster Satz wird die Wendung „für die Zeit von sieben Jahren“ durch die Wendung „für die Zeit von fünf Jahren“ ersetzt.
	32. In § 201 Abs. 1 werden nach der Z 2 folgende Z 2a und 2b eingefügt:
	33. In § 203 Abs. 1 zweiter Satz wird die Formulierung „am Ende des Kalenderjahres“ durch die Formulierung „nach Ablauf der Abtretungserklärung“ ersetzt; Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	33a. In § 210 Abs. 1 wird in Z 2 nach dem Wort „Zuwendung“ die Wendung „oder als Gewinn in einem Glücksspiel“ eingefügt; nach der Z 5 wird folgende Z 5a eingefügt:
	34. § 213, dessen Überschrift unverändert bleibt, lautet:
	35. §§ 217 bis 220a samt Überschriften sowie die Überschriften vor § 217 werden durch folgende Bestimmungen samt Überschriften ersetzt:


	„Achter Teil
	Internationales Insolvenzrecht

	Erstes Hauptstück
	Allgemeine Bestimmungen

	Zweites Hauptstück
	Ergänzende Bestimmungen zur EuInsVO
	36. Die Überschrift des bisherigen Zweiten Hauptstücks des Achten Teils (neu) lautet:


	„Drittes Hauptstück
	Nicht von der EuInsVO erfasste Verfahren“
	37. In § 230 Z 3 entfallen die Worte „genannte Instrumente“.
	38. In § 237 Abs. 2 wird der Ausdruck „Konkurswirkungen“ durch die Wendung „Wirkungen des Insolvenzverfahrens“ ersetzt; Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	39. In § 240 Abs. 2 Z 1 wird die Wendung „Insolvenz- oder Ausgleichsverfahren“ durch den Ausdruck „Insolvenzverfahren“ ersetzt.
	40. In § 240 Abs. 3 wird die Wendung „Insolvenz- oder Ausgleichsverfahrens“ durch den Ausdruck „Insolvenzverfahrens“ ersetzt.
	41. In § 240 Abs. 4 wird das Zitat „§§ 82 bis 86 EO“ durch das Zitat „§§ 409 bis 416 EO“ und das Zitat „§§ 79 ff EO“ durch das Zitat „§§ 406 ff EO“ ersetzt.
	42. In § 242 erhält der bisherige Abs. 2 die Absatzbezeichnung „(5)“; Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1 bis 4 ersetzt:
	43. Das bisherige Dritte Hauptstück im Achten Teil (neu) erhält die Bezeichnung „Viertes Hauptstück“.
	44. In § 251 lautet der letzte Satz:
	45. Der bisherige „Achte Teil“ erhält die Bezeichnung „Neunter Teil“.
	46. § 256 Abs. 4 lautet:
	47. In § 257 Abs. 3 entfallen die Worte „von Unternehmen“.
	48. Nach § 258 wird folgender § 258a samt Überschrift eingefügt:
	49. In § 260 Abs. 6 entfällt die Wortfolge „oder eine Abschrift des sie ersetzenden Protokolls“.
	50. § 261 Z 1 lautet:
	51. Der bisherige „Neunte Teil“ und der bisherige „Zehnte Teil“ erhalten die Bezeichnungen „Zehnter Teil“ bzw. „Elfter Teil“.
	52. § 269 Abs. 4 lautet:
	53. § 277 werden folgende Bestimmungen angefügt:


	Artikel 2
	Änderung des Gerichtsgebührengesetzes
	1. In § 2 wird nach der Z 8 folgende Z 8a eingefügt:
	1a. In § 3 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung „Pflegschafts- und Unterhaltssachen (Tarifpost 7 Z I lit. d, Z II und Z III)“ durch die Wendung „Insolvenz-, Pflegschafts- und Unterhaltssachen (Tarifposten 5 Z II und III, 6 Z II und III sowie 7 Z I lit. d, Z II...
	2. In der Tarifpost 5 wird in der Anmerkung 1a nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:
	3. In der Tarifpost 5 wird in der Anmerkung 2 die Wendung „in den Tarifposten 6 und 12a“ durch die Wendung „in der Tarifpost 6“ ersetzt.
	3a. In der Tarifpost 14 wird nach der Z 16 folgende Z 17 angefügt:
	3b. In der Tarifpost 14 Anmerkung 8 wird die Wendung „Tarifpost 14 Z 16“ geändert auf „Tarifpost 14 Z 16 und 17“.
	4. Art. VI wird folgende Z 66 eingefügt:


	Artikel 3
	Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes
	1. § 1 Abs. 1 letzter Satz lautet:
	2. Nach § 32 wird folgender § 33 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 4
	Änderung der Exekutionsordnung
	1. § 40 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	2. Dem bisherigen Text des § 45a wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt; folgender Abs. 2 wird angefügt:
	2a. Vor § 431 wird folgender Abschnitt eingefügt:


	„Erster Abschnitt
	2b. § 431 wird wie folgt geändert:
	a) Der erste Satz erhält die Bezeichnung „(1)“ und wird wie folgt geändert:
	Der Verweis „§ 73a“ wird durch den Verweis „§§ 427 und 429 Abs. 1 und Abs. 3“ ersetzt.
	b) Die Wendung „bis zu 1 500 Euro zu bestrafen“ wird durch die Wendung „bis zu 25 000 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 50 000 Euro, zu bestrafen“ ersetzt.
	c) Der zweite Satz entfällt.
	d) Folgender Abs. 2 wird angefügt:
	2c. Vor § 432 werden folgende Überschriften eingefügt:

	„Zweiter Abschnitt
	3. § 447 wird folgender § 448 samt Überschrift angefügt:
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